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«Längst herrscht auch im Bezirk 
Einsiedeln Wohnungsnot»

Die SP Einsiedeln hat eine 
Initiative für die Schaffung 
von mehr bezahlbarem 
Wohnraum im Bezirk 
lanciert. SP-Präsident 
Johannes Borner steht 
Red und Antwort zur 
Wohnungsnot im Kloster-
dorf und in den Vierteln.

MAGNUS LEIBUNDGUT

Wie ist Ihre Initiative angelau-
fen?
Der Startschuss für das Sam-
meln von Unterschriften ist ge-
fallen: Wir wollen das notwendi-
ge Quorum von mindestens 300 
Unterschriften bis im Herbst er-
reichen und dann im Oktober 
die Initiative beim Bezirk einrei-
chen. Dieser wird mit der Initia-
tive dazu angehalten, Rahmen-
bedingungen zu schaffen und 
Massnahmen zu ergreifen, die 
zur Förderung und Realisierung 
von bezahlbarem Wohnraum im 
Bezirk Einsiedeln führen. 

Was bedeutet «bezahlbarer 
Wohnraum»?
Die Anforderungen von bezahl-
barem Wohnraum sind erfüllt, 
wenn die Bauherrschaft eine Or-
ganisation des gemeinnützigen 
Wohnungsbaus im Sinne der 
Wohnraumförderungsverord-
nung ist oder sich die Bauherr-
schaft für die Erstellung, die Ver-
mietung oder den Verkauf von 
Wohnraum zur Einhaltung der 
Anforderungen des Wohnraum-
förderungsgesetzes verpflich-
tet. Rahmenbedingungen für be-
zahlbaren Wohnraum sollen vom 
Bezirk in Anlehnung ans Gesetz 
konkretisiert werden. Innovative 
Wohnformen, die einer dauern-
den Kostenmiete (effektive Kos-
ten, Rückstellungen, Amortisa- 
tionen) unterliegen, sollen auch 
als bezahlbar gelten.

Was sind die nächsten Schritte 
nach der Einreichung der Initia-
tive im Oktober?
Zuerst muss der Bezirk über die 
Rechtmässigkeit der eingereich-
ten Initiative befinden. Ist die-
se erfolgt, hat er ein Jahr Zeit, 
die Initiative zu behandeln und 
sie schliesslich an die Urne zu 
bringen. Die Urnenabstimmung  
über die Initiative könnte im Ok-
tober 2025 über die Bühne ge-
hen.

«Bezahlbare 
Wohnungen sind 
für eine gesunde 
Dorfentwicklung 
wichtig.»

Als wie akut schätzen Sie die 
Wohnungsnot im Bezirk Einsie-
deln ein?
Die Lage auf dem Einsiedler 
Wohnungsmarkt spitzt sich zu. 
Es fehlt an Wohnraum, beson-
ders an bezahlbaren Wohnun-
gen. Letztere sind für eine ge-
sunde Dorfentwicklung mit ei-
ner nach Alter und sozialem 
Status ausgewogenen Bevölke-
rungsstruktur wichtig. Betroffen 
von den stark steigenden Mie-
ten sind vor allem junge Erwach-
sene, Familien und Personen 
mit tiefen Einkommen und Ren-
ten: Sie können sich Wohnun-
gen im Bezirk kaum mehr leis-
ten. Finden sie keinen bezahlba-
ren Wohnraum, sind sie gezwun-
gen wegzuziehen, auch Einhei-
mische.

Wie hoch ist der Leerwohnungs-
bestand im Bezirk Einsiedeln?
Die Leerstandsquote bei den 
Mietwohnungen liegt bei tiefen 
0,33 Prozent. Der Wohnungsbau 
konnte in den vergangenen Jah-
ren nicht mit dem Bevölkerungs-
wachstum mithalten. Zudem ver-
schwindet in Einsiedeln günsti-
ger Wohnraum: Hohe Renditeer-
wartungen und schlechte Bau-
substanz sind die Gründe. Die 
Mieten sind in den letzten fünf 
Jahren um rund zwölf Prozent 
gestiegen, die Einkommensent-
wicklung konnte da nicht mithal-
ten.

Was unternimmt der Bezirk ge-
gen diesen Missstand?
Der Bezirk schaute dieser Ent-
wicklung bisher untätig zu, ob-
wohl er Instrumente zur Verbes-
serung der Situation hätte: Bei 
Gestaltungsplänen und beim 
Baureglement hätte er bereits 
heute einen Handlungsspiel-
raum. Deshalb will die SP Ein-
siedeln den Bezirk mit dieser 
Initiative zum Handeln auffor-
dern: Die SP fordert, dass der 
Bezirk Massnahmen ergreift, die 
zur Umsetzung von bezahlbarem 
Wohnraum führen.

«Betroffen von den 
stark steigenden 
Mieten sind vor allem 
junge Erwachsene, 
Familien und 
Personen mit tiefen 
Einkommen.»

Welche Massnahmen stehen im 
Vordergrund?
Die planerischen Möglichkei-
ten sind zugunsten von bezahl-
barem Wohnraum zu nutzen. 
Bei Zonenänderungen (zum Bei-
spiel Bahnhofareal) soll als Auf-
lage ein Teil des neu geschaf-
fenen Bauvolumens zu bezahl-
barem Wohnraum werden. Der 
Augenblick ist günstig, werden 
doch zurzeit Richtplan und spä-
ter Nutzungsplan überarbeitet. 
Das bestehende Baureglement 
soll zudem so erweitert werden, 
dass das Schaffen von bezahl-
barem Wohnraum gefördert wird 
(Lockerung Bauvorschriften, Ge-
staltungspläne etc.). Zudem for-
dern wir, dass bei den bezirksei-
genen Liegenschaften, die nicht 
mehr für die öffentlichen Aufga-
ben genutzt werden, für den Bau 
von erschwinglichen Wohnungen 
gesorgt wird.

Wird mit diesen Massnahmen 
möglich, dass höher und dich-
ter gebaut werden kann in Ein-
siedeln?
Das ein mögliches Resultat, da 
Verdichtung Wohnraum schafft 
und haushälterischer mit dem 
Boden umgeht. Grundsätzlich 
wollen wir einfach, dass Mehr-
werte, die bei Umzonungen ge-
schaffen werden, nicht allein 
beim Bauherr anfallen, sondern 
auch der Allgemeinheit in Form 
von bezahlbarem Wohnraum zu-
gute kommen.

Fordern Sie konkret, dass der 
Bezirk aktiv Wohnungsbau be-
treibt?
Ja, der Bezirk sollte in dieser 
Frage eine dynamischere Rol-
le als bis anhin übernehmen: 
Er verfügt über Liegenschaften 
(Schulhaus in Trachslau, Kul-
tur- und Kongresszentrum Zwei 
Raben, Rathaus), in denen sich 
Wohnungen realisieren liessen. 
Dabei muss der Bezirk nicht un-

bedingt selber bauen, sondern 
kann von Privaten bauen las-
sen. Wir denken, dass der Bezirk 
auch über den Erwerb von Lie-
genschaften nachdenken muss.

«Wer keinen 
bezahlbaren 
Wohnraum findet, 
ist gezwungen 
wegzuziehen.»

Wie fällt das Echo bei den Orts-
parteien in Einsiedeln auf Ihre 
Initiative aus?
Bis anhin ist bekannt, dass sich 
auch die FDP Einsiedeln für be-
zahlbaren Wohnraum einsetzen 
will: Sie sieht eine Lösung des 
Wohnproblems in einer Stärkung 
des freien Marktes. Das ist kei-
ne zielführende Massnahme für 
unser Anliegen. Denn, wie wir 
jetzt sehen, führt der freie Markt 
zu höheren Mieten. Wir treffen 
uns aber mit der FDP dahinge-
hend, dass sich beide Parteien 
für eine Lockerung des Bauregle-
ments einsetzen. Durch weniger 
Hindernisse wird Bauen attrakti-
ver. Für mehr bezahlbaren Wohn-
bau braucht es Motivations- und 
Lenkungsmassnahmen.

«Der Bezirk sollte 
eine dynamischere 
Rolle als bis anhin 
übernehmen.»

In den Städten gelten Genos-
senschaftswohnungen als All-
heilmittel für die Wohnungsmi-
sere. Wie sehen Sie das?
Ich sehe das auch so. Es be-
dingt allerdings, dass Boden 
vorhanden ist und die Besitzer 
bereit sind, bezahlbaren Wohn-
raum zu schaffen. Beides ist rar 
in Einsiedeln. Löbliche Ausnah-
me zum Beispiel die günstige-
ren Wohnungen der Genossame 
Dorf-Binzen in der «Oberen All-
meind» oder die Immobilien der 
Wohnbaugenossenschaft Fami-
lia an der Mythenstrasse. Die 
Initiative möchte deshalb auch 
Private motivieren, in diese Rich-
tung zu gehen.

«Wir denken, dass 
der Bezirk auch 
über den Erwerb 
von Liegenschaften 
nachdenken muss.»

Um dem Problem der explodie-
renden Mieten zu begegnen, 
haben Städte einen Mietpreis-
deckel eingeführt: Wäre das 
auch in Einsiedeln eine sinnvol-
le Massnahme?
Die Kostenmiete ist schon eine 
Art Mietpreisdeckel – nur wird 
in der Praxis die Kostenmie-
te kaum je durchgesetzt: Das 
Profitdenken und die Rendite-
erwartungen gehen über alles, 
die Mieten steigen munter wei-
ter. Die Kostenmiete funktio-
niert nur, wenn die Eigenverant-
wortung wahrgenommen würde. 
Wir sehen einen Mietpreisde-
ckel nur als letzte Notmassnah-
me, wenn die Wohnungsnot zu 
einer Krise würde.

Soll der Staat Bedürftigen lie-
ber mit einem Mietzinszu-
schuss direkt helfen, statt bil-
lige Wohnungen zur Verfügung 
zu stellen?
Ja, wenn es nicht anders geht. 
Es ist ein «sowohl als auch». 
In Einsiedeln ist es schon aus 
Platzgründen unrealistisch, 
dass der Bezirk auf die Schnel-
le billigere Wohnungen zur Ver-
fügung stellen kann. In diesem 
Sinne ist im Klosterdorf ein Miet-
zinszuschuss für Bedürftige eine 
sinnvolle Massnahme.

«Ein Problem liegt 
auch darin, dass 
viele Gebäude 
abgerissen wurden 
oder werden – 
statt eine sanfte 
Renovation in 
Angriff zu nehmen.»

Wie sieht die Situation beim so-
zialen Wohnraum im Bezirk Ein-
siedeln aus?
Hier hat der Bezirk die Entwick-
lung vollends verschlafen und 
sich komplett passiv verhalten: 
Mit dem Resultat, dass nun ver-
breitet sozialer Wohnraum fehlt.  
Ein Problem liegt auch darin, 
dass viele Gebäude abgerissen 
wurden oder werden, statt eine 
sanfte Renovation in Angriff zu 
nehmen. Auf diese Weise wur-
de viel günstiger Wohnraum ver-
nichtet. Jetzt fehlt es an allen 
Ecken und Enden an Sozialwoh-
nungen.

«Dann müsste der 
Bezirk jährlich 
einen Millionen- 
betrag als Strafe 
bezahlen.»

Wie kommt es bei Ihnen an, dass 
der Bezirk die Umnutzung des 
alten Schulhauses in Trachs- 
lau an die Urne überweist, nach-
dem ein Nachtragskredit an der 
Bezirksgemeinde abgelehnt 
worden ist?
Die Vorlage an der Bezirksge-
meinde war meines Erachtens 
schlecht ausgearbeitet: Nicht 
zuletzt deswegen gab es viele 
kritische Stimmen an der Be-
zirksgemeinde zum Nachtrags-
kredit. Eine erneute Auflage 
des Vorhabens dürften einige 
als Zwängerei bezeichnen. Die 
neue Vorlage bietet aber mehr 
finanzielle Transparenz, und der 
Druck auf den Bezirk, Wohnun-
gen für Sozialhilfeempfänger 
und Flüchtlinge zur Verfügung 
zu stellen, nimmt nur zu. Tut er 
das nicht oder ist er nicht in der 
Lage hierzu, wird es schnell ein-
mal sehr teuer: Dann müsste 
der Bezirk jährlich einen Millio-
nenbetrag als Strafe bezahlen. 
Diese Mittel können wir besser 
einsetzen. Deshalb glaube ich, 
dass die Vorlage an der Urne 
eine echte Chance hat.
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